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B e r i c h t  
 
Der Ständige Ausschuss behandelt den Gesetzentwurf der Fraktion der FDP/DVP 
– Gesetz zur parlamentarischen Kontrolle der Freiheitsbeschränkungen infolge der 
Covid-19-Pandemie – Drucksache 16/8152, den Gesetzentwurf der Fraktion der 
SPD – Gesetz zur Beteiligung des Landtags bei Maßnahmen nach den §§ 28 bis 31 
des Infektionsschutzgesetzes – Drucksache 16/8250 und  den Gesetzentwurf der 
Fraktion GRÜNE und der Fraktion der CDU – Gesetz über den Erlass infek -
tionsschützender Maßnahmen – Drucksache 16/8297 in seiner 43. Sitzung am  
16. Juli 2020. 
 

Der Gesetzentwurf der Fraktion der FDP/DVP – Gesetz zur parlamentarischen 
Kontrolle der Freiheitsbeschränkungen infolge der Covid-19-Pandemie – Druck-
sache 16/8152 war zuvor bereits in der 42. Sitzung des Ständigen Ausschusses am 
18. Juni 2020, die als gemischte Sitzung mit Videokonferenz stattfand, Gegen-
stand der Erörterungen.  
 

Bericht * 
 
des Ständigen Ausschusses 

 
zu  
 
a)  dem Gesetzentwurf der Fraktion der FDP/DVP 
    – Drucksache 16/8152 

Gesetz zur parlamentarischen Kontrolle der Freiheits-
beschränkungen infolge der Covid-19-Pandemie 

 
 
b) dem Gesetzentwurf der Fraktion der SPD 
    – Drucksache 16/8250 

Gesetz zur Beteiligung des Landtags bei Maßnahmen 
nach den §§ 28 bis 31 des Infektionsschutzgesetzes 

 
 
c)  dem Gesetzentwurf der Fraktion GRÜNE und der Frak-

tion der CDU 
    – Drucksache 16/8297 

Gesetz über den Erlass infektionsschützender Maßnah-
men

Drucksachen und Plenarprotokolle sind im Internet 
abrufbar unter: www.landtag-bw.de/Dokumente

Der Landtag druckt auf Recyclingpapier, ausgezeich-
net mit dem Umweltzeichen „Der Blaue Engel“.

_____________________________________ 
 

* Von einer Beschlussempfehlung zu den oben genannten drei Gesetzentwürfen an das Plenum 
wurde – aufgrund weiteren Besprechungsbedarfs der Fraktionen und einem beabsichtigten ge-
meinsamen Änderungsantrag zum Gesetzentwurf der Fraktion GRÜNE und der Fraktion der 
CDU (Drucksache 16/8297) für die Zweite Beratung – abgesehen (vgl. Drucksache 16/8530).
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Damals verwies ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP auf seine Aus-
führungen am Vortag im Rahmen der Ersten Beratung des vorliegenden Gesetz-
entwurfs im Plenum und ruft in Erinnerung, dass wie bereits angekündigt nun-
mehr ein Änderungsantrag seiner Fraktion zum vorliegenden Gesetzentwurf vor-
liege (Anlage 1), um einer Anregung des Anwaltverbands Baden-Württemberg 
folgend dem Zitiergebot aus Artikel 80 Absatz 1 Satz 3 des Grundgesetzes zu ent-
sprechen. Wenn diesem Änderungsantrag gefolgt werde, sei der Gesetzentwurf 
vollumfänglich verfassungskonform und rechtmäßig. 
 

Ferner habe er in der Ersten Beratung aus allen Fraktionen Signale dergestalt auf-
genommen, dass die Stoßrichtung begrüßt werde und Offenheit bestehe, einen ge-
meinsamen Gesetzentwurf zu formulieren. Die ausgesprochene Einladung, zu ge-
gebener Zeit über einen solchen gemeinsamen Gesetzentwurf zu diskutieren, näh-
men die Abgeordneten seiner Fraktion gern an. Denn seiner Fraktion gehe es dar-
um, in der als richtig empfundenen Stoßrichtung voranzukommen; ob dies auf der 
Grundlage des vorliegenden Gesetzentwurfs einer Oppositionsfraktion geschehe, 
sei eher zweitrangig. Auch vonseiten der SPD-Fraktion sei Bereitschaft signali-
siert worden, daran mitwirken zu wollen, die im vorliegenden Gesetzentwurf for-
mulierte Stoßrichtung in einem von einer breiten Mehrheit getragenen Gesetzent-
wurf zu verankern. Er gehe davon aus, dass es in den nächsten Tagen zahlreiche 
bilaterale Gespräche geben werde und die Fraktionen in dieser Frage aufeinander 
zugingen. 
 

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE votiert mit Blick auf das Vorhaben, an ei-
nem gemeinsamen Gesetzentwurf arbeiten zu wollen, dafür, die Behandlung des 
vorliegenden Gesetzentwurfs der Fraktion der FDP/DVP im Ständigen Ausschuss 
einstweilen zurückzustellen. Denn für den 25. Juni seien zu der in Rede stehenden 
Thematik sowohl die Erste Beratung eines Gesetzentwurfs der Fraktion der SPD 
als auch die Erste Beratung eines Gesetzentwurfs der Fraktion GRÜNE und der 
Fraktion der CDU vorgesehen, und in der Folge müsse sich der Ständige Aus-
schuss mit diesen beiden Gesetzentwürfen befassen, was wohl eine Sondersitzung 
erforderlich machen werde. Diese Sondersitzung böte dann die Gelegenheit, dar-
an zu arbeiten, alle vorliegenden Gesetzentwürfe zu dieser Thematik zu einem ge-
meinsamen Gesetzentwurf zu vereinigen und ihn schlusszubehandeln. 
 

Der Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP signalisiert Zustimmung zu diesem 
Vorgehen. 
 

Der Ausschussvorsitzende erklärt, damit sei die Behandlung des Gesetzentwurfs 
in der 42. Sitzung beendet.  
 

In der 43. Sitzung des Ständigen Ausschusses am 16. Juli 2020 teilt der Ausschuss -
vorsitzende mit, zum Gesetzentwurf Drucksache 16/8152 lägen zusätzlich das Er-
gebnis der zu diesem Gesetzentwurf schriftlich durchgeführten Anhörung der kom-
munalen Landesverbände und sonstiger Verbände und Institutionen (Anlage 2) so-
wie nochmals der Änderungsantrag der Fraktion der FDP/DVP vom 17. Juni 2020 
(Anlage 3) vor. 
 

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP teilt mit, nach wie vor liefen inter-
fraktionelle Beratungen mit dem Ziel, auf einen gemeinsamen Gesetzentwurf hin-
zuarbeiten. Vor diesem Hintergrund bestehe zu den derzeit vorliegenden Gesetz-
entwürfen in der laufenden Sitzung kein Aussprachebedarf. 
 

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE stimmt zu und führt weiter aus, die vier 
antragstellenden Fraktionen sprächen derzeit über einen gemeinsamen Gesetzent-
wurf. Er sei optimistisch, dass es gelingen werde, bis zur Zweiten Beratung in der 
kommenden Woche einen solchen vorzulegen. Deshalb schlage er vor, in der lau-
fenden Sitzung davon abzusehen, eine Beschlussempfehlung hinsichtlich der drei 
in Rede stehenden Gesetzentwürfe zu verabschieden. 
 

Für den Fall, dass wider Erwarten keine Einigung zustande kommen sollte, könn-
te in der laufenden Sitzung verabredet werden, am kommenden Mittwoch vor Be-
ginn der Plenarsitzung, vielleicht um 9:00 Uhr, zu einer Sondersitzung des Stän-
digen Ausschusses zusammenzutreten, um letztlich doch eine Beschlussempfeh-
lung zu den drei Gesetzentwürfen zu verabschieden, die dann für die Zweite Bera-
tung im Plenum benötigt würde. 
 

Der Ausschussvorsitzende erklärt, wenn alle einverstanden seien, könne gern so 
verfahren werden. 
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Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD schließt sich für seine Fraktion den 
geäußerten Verfahrensvorschlägen an und signalisiert Gesprächsbereitschaft. 
 

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU schließt sich namens seiner Fraktion die-
sem Verfahrensvorschlag ausdrücklich an. 
 

Der Ausschussvorsitzende schlägt vor, entsprechend dem eingebrachten Verfah-
rensvorschlag davon abzusehen, in der laufenden Sitzung eine Beschlussempfeh-
lung hinsichtlich der drei vorliegenden Gesetzentwürfe zu verabschieden, und als 
Termin für eine notfalls erforderlich werdende Sondersitzung des Ständigen Aus-
schusses Mittwoch, 22. Juli 2020, 9:30 Uhr, vorzusehen. Er stellt die Zustimmung 
des Ausschusses dazu fest. 
 
 
20. 07. 2020 
 

Gentges 
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